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Appenzell, 12. Juli 2016 

 

Mitteilungen der Standeskommission (amtlich mitgeteilt) 

Anpassung StKB Steuern: Praxis der Fahrkostenabzüge wird beibehalten 

Im Zusammenhang mit der Vorlage über die Finanzierung und den Ausbau der Eisenbahninfra-

struktur (FABI) wurde auch die Bundeskostenverordnung des Eidgenössischen Finanzdeparte-

ments per 1. Januar 2016 angepasst. Damit fällt beim Bund die Möglichkeit einer Staffelung für 

die Fahrpauschalen weg, und der Fahrkostenabzug wird auf maximal 3‘000 Franken be-

schränkt. 

Die Standeskommission möchte innerkantonal an der bisherigen Praxis zum Abzug von Berufs-

kosten der unselbständigen Erwerbstätigkeit festhalten und die bisherigen Pauschalansätze für 

den Fahrkostenabzug weiterhin anwenden. Hierfür hat sie im Standeskommissionsbeschluss 

zum Steuergesetz und zur Steuerverordnung die Verknüpfung an die Bundeslösung aufgeho-

ben und durch eine ausdrückliche Nennung der Pauschalen ersetzt. 

Um eine bruchlose Fortführung der bisherigen Lösung zu gewährleisten, wurde der neu redi-

gierte Standeskommissionsbeschluss rückwirkend per 1. Januar 2016 in Kraft gesetzt.  

 
Kanton beteiligt sich an Kapitalerhöhung der Schaukäserei Stein 

Der Kanton Appenzell I.Rh. beteiligt sich an der Kapitalerhöhung der Appenzeller Schaukäserei 

AG in Stein. Der Betrieb ist ein wichtiges Schaufenster für den Appenzeller Käse und stärkt da-

mit indirekt auch die Marke Appenzell. 

 
Ausserkantonale Polizeieinsätze bewilligt 

Die Standeskommission hat ausserkantonale Einsätze von Innerrhoder Kantonspolizisten bewil-

ligt. Zur Unterstützung des Ordnungsdienstes werden jeweils einzelne Polizistinnen oder Poli-

zisten an insgesamt fünf Anlässen in der Stadt St.Gallen und im Fürstentum Liechtenstein ein-

gesetzt. 

 
Erleichterte Einbürgerung 

Das Eidgenössische Justiz- und Polizeidepartement hat Alain Hamm, geboren am 29. Juli 

1961, französischer Staatsangehöriger, Ehemann der Margrit Maria Hamm geborene Graf, von 

Appenzell, wohnhaft in Lignières NE, erleichtert eingebürgert. Alain Hamm hat damit das Bür-
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gerrecht von Appenzell, das Landrecht des Kantons Appenzell I.Rh. und das Schweizer Bürger-

recht erworben. 

 
Referendumsvorlagen des Bundes 
Gemäss Bundesblatt Nr. 25 vom 28. Juni 2016 sind folgende Bundesvorlagen dem fakultativen 
Referendum unterstellt worden: 

 Militärstrafprozess (MStP)  

 Bundesgesetz über das Strafregister-Informationssystem VOSTRA (Strafregistergesetz, 

StReG)  

 Schweizerisches Zivilgesetzbuch (Adoption)  

 Bundesgesetz über die Durchführung von zwischenstaatlichen Abkommen des Bundes zur 

Vermeidung der Doppelbesteuerung 

 Bundesgesetz über steuerliche Massnahmen zur Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit des 

Unternehmensstandorts Schweiz (Unternehmenssteuerreformgesetz III)  

 Bundesgesetz über die Schweizerische Agentur für Innovationsförderung (Innosuisse-

Gesetz, SAFIG)  

 Bundesgesetz über die wirtschaftliche Landesversorgung (Landesversorgungsgesetz, LVG)  

 Bundesgesetz über die Arbeit in Unternehmen des öffentlichen Verkehrs (Arbeitszeitgesetz, 

AZG)  

 Bundesbeschluss über die Genehmigung und die Umsetzung eines Protokolls zur Änderung 

des Zinsbesteuerungsabkommens zwischen der Schweiz und der EU  

 Bundesbeschluss über die Genehmigung und die Umsetzung des Protokolls zum Freizügig-

keitsabkommen zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft einerseits und der Euro-

päischen Gemeinschaft sowie ihren Mitgliedstaaten andererseits betreffend die Ausdehnung 

auf die Republik Kroatien  

 Bundesbeschluss über die Genehmigung des Doppelbesteuerungsabkommens zwischen 

der Schweiz und Liechtenstein 

 Bundesbeschluss über die Genehmigung eines Protokolls zur Änderung des Doppelbesteu-

erungsabkommens zwischen der Schweiz und Albanien  

 Bundesbeschluss über die Genehmigung eines Protokolls zur Änderung des Doppelbesteu-

erungsabkommens zwischen der Schweiz und Norwegen  

 Bundesbeschluss über die Genehmigung des Abkommens zwischen der Schweiz und Gre-

nada über den Informationsaustausch in Steuersachen  

 Bundesbeschluss über die Genehmigung des Abkommens zwischen der Schweiz und Beli-

ze über den Informationsaustausch in Steuersachen 

 Bundesbeschluss über die Genehmigung eines Doppelbesteuerungsabkommens zwischen 

der Schweiz und Oman 

 

Die Referendumsfrist für diese Vorlagen läuft am 6. Oktober 2016 ab. 
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